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Klimapolitik unter Druck: Junge SPD
fordert mehr Verantwortung in der

Koalition!
Im Koalitionsvertrag 2025 wird die Klimapolitik kontrovers
diskutiert. Junge SPD-Mitglieder fordern mehr Engagement

für den Klimaschutz.

Deutschland - Die Klimapolitik steht im Fokus der aktuellen
Diskussionen innerhalb der neuen Bundesregierung unter der
Leitung von Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU). In den
Koalitionsgesprächen sei das Thema von Kritikern als
nachrangig betrachtet worden, was nicht zuletzt von jungen SPD-
Mitgliedern scharf kritisiert wird. Diese fordern, dass die
Verantwortung für die Zukunft Deutschlands ernster genommen
werden müsse. In einem Brief des SPD-Netzwerks
„Klima.Gerecht“ wird mindestens ein Verstoß gegen die Pariser
Klimaziele konstatiert, was die besorgte Generation umso mehr
mobilisiert. Der stellvertretende CDU-Chef Andreas Jung



unterstreicht jedoch die Notwendigkeit, der Klimapolitik auch in
Krisenzeiten einen hohen Stellenwert beizumessen.

Während Jung betont, dass eine Kombination von Klimaschutz
und Wirtschaftspolitik unerlässlich sei, gibt es gleichzeitig
Bedenken über die Finanzierung. Diese wird als zentrale Hürde
für das Vorankommen in diesem Bereich angesehen, speziell im
Hinblick auf weitere Investitionen, wie die Strompreissenkung.
Kritiker äußern sich besorgt über die Ambitionen der Koalition in
Sachen Klimaschutz und warnen, dass eine neuartige
Prioritätensetzung die Fortschritte beim Klimaschutz gefährden
könnte.

Klimaschutz im Koalitionsvertrag

Dennoch gibt es im Koalitionsvertrag von 2025 eine klare
Bekenntnis zur Bedeutung des Klimaschutzes, auch wenn das
Thema im Wahlkampf nicht im Vordergrund stand. Die
Bundesregierung hat sich verpflichtet, Klimaneutralität bis 2045
zu erreichen, was mit der Aufrechterhaltung wirtschaftlicher
Leistungsfähigkeit, sozialer Ausgewogenheit und
technologischer Innovationskraft einhergehen soll. Dies zeigt
das Wachsen des Bewusstseins für den Klimawandel als globale
Herausforderung, die internationales Handeln erfordert, wie
auch das Bundesverfassungsgericht betont hat. Dieses hat den
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen für zukünftige
Generationen gefordert und die Reduktion von Treibhausgasen
als dringend notwendig deklariert.

Im Rahmen des europäischen Emissionshandels wird angestrebt,
die CO₂-Emissionen bis 2040 um 90 Prozent im Vergleich zu
1990 zu senken. Der Emissionshandel selbst bleibt ein zentrales
Instrument in der Klimapolitik und soll weiterentwickelt werden.
Ein zweites Emissionshandelssystem (ETS2), das die Sektoren
Gebäude und Verkehr abdeckt, wird unterstützt und ein
bruchloser Übergang zu diesem System ist ab 2027 vorgesehen.

Gestaltung der Zukunft



Darüber hinaus sind steuerliche Anreize für Sanierungen und
eine bessere Verzahnung von Gesetzen geplant, um die Effizienz
im Gebäudesektor zu steigern. Es wird außerdem angestrebt,
einen sogenannten Klimaclub auszubauen, um den
internationalen Wettbewerb zu fördern und
Genehmigungsverfahren für Industrieanlagen zu beschleunigen.
Diese Maßnahmen sollen nicht nur den Klimaschutz stärken,
sondern auch die wirtschaftliche Stabilität sichern.

Die europäische Perspektive ist dabei nicht zu vernachlässigen.
Die EU hat sich im Rahmen des Übereinkommens von Paris
verpflichtet, Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen und die
Emissionen bis dahin um 55 Prozent im Vergleich zu 1990 zu
reduzieren. Dies ist ein Teil der umfassenden Strategie, den
Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf weniger als
zwei Grad Celsius zu begrenzen.

Die aktuellen Entwicklungen in Deutschland verdeutlichen, wie
entscheidend eine verantwortungsvolle Klimapolitik nicht nur für
die Zukunft des Landes, sondern auch für das diesbezügliche
internationale Engagement ist. Während im innerpolitischen
Raum Spannungen bestehen, ist die globale Verantwortung
größer denn je.
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